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An den Herrn 
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Betr. : Berücksichtigung des Mittelstandes bei der Ver- 
gabe von Besatzungsaufträgen 

Bezug: Kleine Anfrage 59 der Abgeordneten Josten, Stingl, 
Frau Dr. Probst, Schmüdker, Günther und Genossen 


Auf die vorstehend bezeichnete Anfrage gestatte ich mir, im Be- 
nehmen mit dem Herrn Bundesminister der Finanzen und dem 
Herrn Beauftragten des Bundeskanzlers für die mit der Vermeh- 
rung der alliierten Truppen zusammenhängenden Fragen folgendes 
zu erwidern: 

I. Die Bundesregierung ist in laufenden Verhandlungen mit den 
Besatzungsmächten darum bemüht, daß bei Submissionsaufträgen 
die Angebots- und Lieferbedingungen so gestellt werden, daß 
sie auch von Klein- und Mittelbetrieben des Handwerks, des 
Handels und der Industrie erfüllt werden können. Auch die Be- 
rücksichtigung der bei öffentlichen Aufträgen zu bevorzugenden 
Unternehmen insbesondere in den notleidenden Gebieten ist zu 
einem Hauptanliegen bei solchen Verhandlungen gemacht worden. 

Diese Bemühungen haben bisher noch zu keinem durchgreifen- 
den Erfolg geführt. Das liegt daran, daß die drei Besatzungs- 
mächte auf Grund des Besatzungsrechts nach ihren eigenen Be- 
schaffungsverfahren Vorgehen und Aufträge deshalb nicht aus- 
schließlich nach den Richtlinien der deutschen „Verdingungs- 
ordnung für Leistungen” und der „Verdingungsordnung für 
Bauleistungen” vergeben. Immerhin sind die Besatzungsmächte 
gegenüber den deutschen Anregungen zur Anpassung ihrer Be- 
schaffungsverfahren an die deutschen Richtlinien und Gepflogen- 
heiten zugänglicher geworden, so daß auf Teilgebieten bereits 
einige Erfolge erzielt werden konnten. 

Trotzdem bleibt die Erteilung des Zuschlages noch in der Hand 
einer jeden Besatzungsmacht, ebenso wie die Entscheidung über 
Art und Menge der zu beschaffenden Waren und auch die 
selbständige Verfügung über die Etatmittel. Gemeinsam ist bei 
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allen Besatzungsmächten das Bestreben, möglichst beim Großher- 
steller unter Erzielung des billigsten Preises und unter Ausnutzung 
von Mengenrabatten zu kaufen, wobei auch die Standortauswahl 
zur Einsparung von Transportkosten und zur Senkung der 
Prüfungskosten bei Fertigung und Abnahme im Werk eine 
Rolle spielen. 

Unbeschadet der erwünschten Sparsamkeit der Besatzungsmächte, 
die diesen Bestrebungen zugrunde liegt, ist die Bundesregierung 
der Auffassung, daß die von ihr zur Verfügung zu stellenden 
Besatzungskostenmittcl so hoch bemessen sind, daß sie eine Be- 
teiligung von Firmen aus notleidenden Gebieten oder der in 
gleicher Weise zu bevorzugenden Unternehmen ermöglichen und 
zwar im gleichen Rahmen und mit den gleichen Preisspannen, 
wie sie in den Richtlinien über die Berücksichtigung bevorzugter 
Bewerber vorgesehen sind. 

Bevorzugte Bewerber im Sinne der Richtlinien der Bundes- 
regierung vom 31. März 1954 sind 

a) zur Inanspruchnahme von Rechten und Vergünstigungen nach 
dem Bundes vertriebenengesetz berechtigte Vertriebene, Sowjet- 
zonenflüchtlinge und diesen gleichgestellte Personen, sowie 
Unternehmen, an denen diese Personen mit mindestens der 
Hälfte des Kapitals beteiligt sind, sofern ihre Beteiligung für 
mindestens sechs Jahre siche rgestellt ist; 

b) Personen und Unternehmen aus den Gebieten, die der Bundes- 
minister für Wirtschaft durch seine Bekanntmachung vom 
3. April 1954 als notleidende Gebiete anerkannt hat. Hierzu 
gehören das Land Berlin (West), Wilhelmshaven und das 
Zonenrandgebiet. 

Bei beschränkten Ausschreibungen und freihändigen Vergaben 
sind regelmäßig bevorzugte Bewerber aus beiden vorgenannten 
Gruppen in angemessenem Umfange zur Angebotsabgabe mit 
aufzufordern. Sofern das Angebot eines bevorzugten Bewerbers 
ebenso wirtschaftlich ist wie das eines anderen Bieters, soll dem 
bevorzugten Bewerber der Zuschlag erteilt werden. Liegt das 
Angebot eines bevorzugten Bewerbers nur geringfügig über dem 
wirtschaftlichsten Angebot, so soll auch in diesem Fall dem be- 
vorzugten Bewerber der Zuschlag erteilt werden. Diese Be- 
stimmungen gelten für die Vergabe von Leistungen aller Art 
einschließlich der Bauleistungen. 

Die Bundesregierung ist bemüht, eine Anpassung der alliierten 
Beschaffungsverfahren an diese Grundsätze zu erreichen und hat 
auch dieserhalb bereits Verhandlungen jeweils unter Benutzung 
der sich bietenden Möglichkeiten aufgenommen. 



II. Da die Beschaffungsverfahren der drei Besatzungsmächte ver- 
schieden sind, soll an dieser Stelle kurz auf diese Verfahren ein- 
gegangen werden, um die Möglichkeiten der Bundesregierung 
hinsichtlich der Beachtung der im Bundesgebiet sonst gültigen 
Beschaffungsrichtlinien beleuchten zu können. 

Das amerikanische Bescha ff ungs verfahren, welches im übrigen 
nicht nur für Beschaffungen der Vereinigten Staaten in der 
Bundesrepublik oder in den Vereinigten Staaten selbst, sondern 
darüber hinaus in allen Ländern angewendet wird, wo ameri- 
kanische Truppen stehen, beruht auf sehr detaillierten Anwei- 
sungen, welche dem Beschaffungspersonal nur geringen Spielraum 
für eine Berücksichtigung anderer als rein militärischer und haus- 
haltsmäßiger Gesichtspunkte geben. 

Die Bundesregierung hat jedoch darauf hingewiesen, daß die 
Berücksichtigung der Klein- und Mittelbetriebe des Handwerks 
und des Gewerbes auch den amerikanischen Vorschriften über 
die Berücksichtigung des sogenannten „small Business” entsprechen 
würde. Sie hat hierin auch gewisse Erfolge erzielt. 

Die Bundesregierung steht ferner bereits seit Herbst 1953 in 
Verhandlungen mit den zuständigen amerikanischen Stellen, daß 
die Bedingungen bei Submissionsaufträgen nur so gestellt werden, 
daß sie auch von Klein- und Mittelbetrieben erfüllt werden 
können und zwar insbesondere hinsichtlich der von den Firmen 
bei Angebötsabgabe und Durchführung der Leistungen zu 
machenden Angaben über die Zusammensetzung ihrer Preise, 
der Kostenanteile usw. Hier ergaben sich Schwierigkeiten für 
die Klein- und Mittelbetriebe dadurch, daß die geforderten 
Angaben zwar mit den betriebswirtschaftlichen Buchungsunter- 
lagen in den Vereinigten Staaten, nicht aber mit den in der 
Bundesrepublik üblichen übereinstimmten und überdies im all- 
gemeinen nur von größeren Betrieben einigermaßen richtig bei- 
gebracht werden konnten. Die Verhandlungen hierüber werden 
fortgesetzt. 

Ein besonderes und dankenswertes Verständnis hat die ameri- 
kanische Regierung hinsichtlich der Berücksichtigung von Berliner 
Firmen bei größeren Bes atzungsauf trägen gezeigt. Sie hat aus 
den bekannten politischen Gründen besondere Mittel für die 
Unterstützung der Berliner Unternehmen bereit gestellt. Da diese 
nicht unbegrenzt sind, kann allerdings nicht damit gerechnet 
werden, daß andere Gebiete in gleicher Wdse unterstützt 
werden können. 

Hinsichtlich der Durchführung von Baumaßnahmen für die 
amerikanischen Streitkräfte darf auf die im Ministerialblatt des 
Bundesministers der Finanzen (MinBlFin.) Nr. 9 vom 9. April 1954 



veröffentlichte Regelung zwischen dem BMF und dem US- 
Hohen Kommissar verwiesen werden. In diesem Übereinkommen 
ist zunächst allgemein in Nr. 22 gesagt: 

Die Ausnahmebestimmungen der deutschen Bundesregierung 
für die bevorzugte Berücksichtigung von 

a) Unternehmen aus notleidenden Gebieten und 

b) aus Berlin oder von 

c) Unternehmern, die nach dem Bundesvertriebenengesetz vom 
19. Mai 1953 (BGBl. I S. 201) zur Inanspruchnahme von 
Vergünstigungen berechtigt sind, 

finden bei der Wertung der Angebote für Auftragsbauten 
keine Anwendung; auf eine angemessene Beteiligung von Unter- 
nehmern der genannten bevorzugten Unternehmerkreise ist 
jedoch auch bei Auftragsbauten Bedacht zu nehmen. 

Außerdem sind die mit der Durchführung dieser Baumaßnahmen 
befaßten Stellen gehalten, mittels der Bestimmungen der Nr. 20 
(Anwendung der VOB) und der Nr. 21 (Auswahl der Unter- 
nehmer) auf eine ausreichende Beteiligung von kleineren und 
mittleren Unternehmen hinzuwirken. 

In diesem Zusammenhang ist insbesondere Ziffer 23 der VOB- 
Richtlinien vom 27. Juli 1953 zu beachten. Sie lautet: 

„Eine geeignete Form für die Beteiligung kleinerer Unter- 
nehmen an der Ausführung größerer Baumaßnahmen ist die 
Bildung von Arbeitsgemeinschaften. Es kann daher auch vom 
Standpunkt des öffentlichen Auftraggebers aus volkswirtschaft- 
lich zweckmäßig sein, die Bildung solcher Arbeitsgemeinschaften 
anzuregen und zu fördern.” 

Beim britischen Beischaffungsverfahren behält sich die Besatzungs- 
macht, d. h. die anfordernden Dienststellen im Benehmen mit 
dem zentralen britischen Beschaffungsamt das Zuschlags recht vor. 
Sie hat aber die Außenabteilung Koblenz der Dienststelle Blank 
in der überwiegenden Mehrzahl der Beschaffungsfälle mit der 
Einholung der Angebote und dem Firmenvorschlag beauftragt. 
Da die Ausschreibung nach den Vorschriften der deutschen Ver- 
dingungsordnung für Leistungen erfolgt, ist im Rahmen dieser 
Vorschriften die gleiche Angebotschance auch für das Handwerk 
und sonstige kleinere und mittlere Unternehmen gegeben. Die 
Außenabteilung Koblenz weist in ihrem Vorschlag ausdrücklich 
auf zu bevorzugende Bewerber hin. 'Das zentrale britische Be- 
schaffungsamt hat sich auch bereit gezeigt, [auf Vorschlag der 
Außenabteilung Angebote aus den notleidenden Gebieten den 
anfordernden Dienststellen zur bevorzugten Berücksichtigung zu 
empfehlen. Leider richten sich die letzteren nicht immer nach 
dieser Empfehlung. 



Nach Auffassung der Bundesregierung sind ferner insbesondere 
die Aufträge zur Reparatur von Möbeln zur Vergabe zumindest 
an Liefergenossenschaften oder Arbeitsgemeinschaften des Hand- 
werks geeignet. Entsprechende, seit Mitte 1953 laufende Ver- 
handlungen mit dem britischen zentralen Beschaffungsamt, haben 
zu einer Zusage dieses Amtes dahin geführt, daß es dem deut- 
schen Vorschlag auf Berücksichtigung des Handwerks - jedoch 
erst für das Jahr 1955 - bei den anfordernden britischen Dienst- 
stellen zum Zuge verhelfen will. 

Unbeschadet dessen hält die Bundesregierung an ihrer Auffassung 
fest, daß eine stärkere Aufteilung des erheblichen Auftrags volumens 
der Möbelreparatur-Aufträge auch jetzt schon möglich ist. Sie 
wird in den für Juni ds. Js. vorgesehenen Verhandlungen erneut 
um eine entsprechende Handhabung der Auftrags vergäbe bitten. 

Ähnliches gilt für die Vergabe von Reparaturaufträgen für 
Büromaschinen. Hier hat die britische Besatzungsmacht von der 
Errichtung eigener Regiebetriebe Abstand genommen und dem 
Standpunkt der Bundesrepublik auf Vergabe an das Handwerk 
Rechnung getragen. 

Bei der belgischen Besatzungsmacht konnte dem deutschen 
Standpunkt, obwohl von dem auch hierfür zuständigen briti- 
schen zentralen Beschaffungsamt unterstützt, noch nicht zum 
Erfolg verholfen werden. Die Bundesregierung hat jedoch schon 
weitere Schritte in dieser Angelegenheit beim Büro des Wirtschafts- 
beraters beim Britischen Hohen Kommissar unternommen. 

Die Vergabe von Bauaufträgen für Zwecke der britischen Be- 
satzungsmacht erfolgt durch die deutschen Baudienststellen. Auch 
hierbei hat sich die britische Besatzungsmacht den endgültigen 
Zuschlag Vorbehalten. Die deutschen Dienststellen berücksichtigen 
jedoch bei ihrem Vorschlag die einschlägigen Bestimmungen des 
deutschen Verdingungsrechts über die Beteiligung von notlei- 
denden Gebieten und die Richtlinien über die Berücksichtigung 
bevorzugter Bewerber. 

Die französische Besatzungsmacht beschafft über ein System 
von spartenmäßig auf ge gliederten Dienststellen, welche sich bei 
den Aufforderungen zur Angebotsabgabe einer eigenen Firmen- 
kartei bedienen. In einzelnen Fällen hat die französische Besat- 
zungsmacht sich auch schon mit gutem Erfolg von deutschen 
Dienststellen beraten lassen; im ganzen jedoch muß gesagt wer- 
den, daß eine generelle Berücksichtigung von Klein- und Mittel- 
betrieben, insbesondere in den notleidenden Gebieten bisher 
nicht zu verzeichnen ist. Die Bundesregierung hat daher im 
Herbst 1953 Verhandlungen mit den französischen zivilen und 



militärischen Stellen aufgenommen mit dem Ziele, durch bera- 
tende Tätigkeit deutscher Dienststellen für eine hinreichende 
Streuung der Aufträge zu sorgen, wobei gleichzeitig die fran- 
zösischen Dienststellen von Verwaltungsarbeit, wie z. B. Durch- 
führung von Ausschreibungen usw., entlastet werden könnten. 
Leider sind die ausführlichen schriftlichen Vorschläge bis heute 
ohne Antwort geblieben. Auch Einzelvorschläge, die u. a. auch 
die Fragen der Berücksichtigung von notleidenden Gebieten 
sowie Klein- und Mittelbetrieben des Handwerks und Gewerbes 
berühren, konnten gleichfalls bis heute noch nicht erörtert 
werden. 


in. Wie aus dem oben Gesagten ersichtlich, sind die Möglichkeiten 
und Ansatzpunkte der Bundesregierung für Maßnahmen zugunsten 
der Klein- und Mittelbetriebe des Handwerks und Gewerbes im 
Sinne der Anfrage gegenüber den Besatzungsmächten verschieden. 
Die Bundesregierung beabsichtigt, trotz dieser Schwierigkeiten 
nach wie vor praktische und den einzelnen Besch affungs verfahren 
angepaßte Vorschläge betr. Berücksichtigung der notleidenden 
Gebiete und der bevorzugten Bewerber im Sinne der Richtlinien 
zu machen. 

Uber die erwähnten Bestrebungen hinaus beabsichtigt die Bundes- 
regierung in Fortsetzung ihrer bisherigen ständigen Bemühungen, 
etwaigen Einschränkungen des Prinzips des freien Wettbewerbs, 
wie z. B. Begrenzung der Auftragserteilung auf Besatzungszonen 
oder Begrenzung des Anbieterkreises auf bestimmte Firmen 
(sogenannte Hoflieferanten), entgegenzutreten. Sie geht davon 
aus, daß die Wirtschaft des Bundesgebietes ein einheitliches 
Ganzes bildet und daher in der Lage sein muß, sich in freiem 
Wettbewerb auch um Besatzungsaufträge zu bewerben. Die 
Bundesregierung sieht ein wirksames Mittel zur Förderung der 
Marktwirtschaft darin, daß sie entweder selbst die in Frage 
kommenden Beschaffungen durchführt, wie dies in Artikel 39 
Abs. 5 des Truppenvertrages als Alternativlösung vorgesehen ist, 
oder daß sie mindestens Vorschläge für die Beteiligung von 
Unternehmen bei konkreten Auftragsvorhaben macht. Auf 
diesem Wege und in Beachtung der Ziffer 4 des Beschlusses des 
Bundestages auf seiner 242. Sitzung am 5. Dezember 1952 scheint 
ihr die Frage der angemessenen Berücksichtigung der oben er- 
wähnten Kreise der Wirtschaft am besten lösbar. Die in diesem 
Sinne bereits jetzt mit einzelnen Besatzungsmächten, wie z. B. 
der britischen, erreichten Teilregelungen sind ein erster erfreu- 
licher Schritt zu einer verständnisvollen Berücksichtigung der 
beiderseitigen Notwendigkeiten. Die bisher erzielten günstigen 
Wirkungen bestätigen die Richtigkeit dieser Auffassung. 



Die Bundesregierung wird daher auch ihre Verhandlungen mit 
den Besatzungsmächten über die Berücksichtigung der markt- 
wirtschaftlichen Grundsätze und über eine Beteiligung deutscher 
Stellen bei der Auftragsvergabe weiterhin fortsetzen. 


Dr. Erhard 



